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seiner natürlichen Ressourcen zu ergreifen, darf der 
Küstenstaat das Legen und die Unterhaltung solcher 
Kabel oder Rohrleitungen nicht behindern.

3. Beim Legen solcher Kabel oder Rohrleitungen soll der 
betreffende Staat gebührende Rücksicht auf die bereits 
auf dem Meeresboden verlegten Kabel oder Rohrleitun­
gen nehmen. Insbesondere dürfen die Möglichkeiten zur 
Reparatur vorhandener Kabel oder Rohrleitungen nicht 
beeinträchtigt werden.

Artikel 27

Jeder Staat soll die erforderlichen gesetzgeberischen Maß­
nahmen treffen, um die vorsätzliche oder fahrlässige Unter­
brechung oder Beschädigung eines Unterseekabels im Offenen 
Meer, wodurch der Telegrafen- oder Telefonverkehr unter­
brochen oder gestört werden könnte, sowie die Zerstörung 
oder Beschädigung einer Unterseerohrleitung oder eines 
Hochspannungskabels durch ein seine Flagge führendes 
Schiff oder eine seiner Hoheitsgewalt unterliegende Person 
als strafbare Handlung zu verfolgen. Diese Bestimmung 
findet keine Anwendung auf jene Unterbrechung oder Be­
schädigung, die von Personen verursacht wurde, die lediglich 
das rechtmäßige Ziel verfolgten, ihr Leben oder ihr Schiff 
zu retten, nachdem sie alle erforderlichen Vorsichtsmaßnah­
men zur Vermeidung derartiger Unterbrechungen oder Be­
schädigungen getroffen hatten.

Artikel 28

Jeder Staat soll die erforderlichen gesetzgeberischen Maß­
nahmen treffen, damit die seiner Hoheitsgewalt unterste­
henden Personen, die Eigentümer eines im Offenen Meer 
verlegten Kabels oder einer Rohrleitung sind und beim Legen 
oder bei der Reparatur dieses Kabels oder dieser Rohrleitung 
die Unterbrechung oder Beschädigung eines anderen Kabels 
oder einer anderen Rohrleitung verursachen, die Reparatur­
kosten tragen.

Artikel 29

Jeder Staat soll die erforderlichen gesetzgeberischen Maß­
nahmen treffen, um zu gewährleisten, daß die Schiffseigen­
tümer, die beweisen können, daß sie einen Anker, ein Netz 
oder ein anderes Fischfanggerät geopfert haben, um die 
Beschädigung eines Unterseekabels oder einer -rohrleitung 
zu vermeiden, vom Eigentümer des Kabels oder der Rohr­
leitung entschädigt werden, vorbehaltlich dessen, daß der 
Schiffseigentümer vorher alle angemessenen Vorsichtsmaß­
nahmen ergriffen hat.

Artikel 30

Die Bestimmungen dieser Konvention berühren Konventio­
nen oder andere internationale Vereinbarungen nicht, die 
zwischen den Teilnehmerstaaten bereits in Kraft sind.

Artikel 31

Diese Konvention wird bis zum 31. Oktober 1958 für alle 
Staaten, die Mitglied der Vereinten Nationen oder einer ihrer 
Spezialorganisationen sind, sowie für jeden anderen Staat 
zur Unterzeichnung aufgelegt, der von der Vollversammlung 
der Vereinten Nationen eingeladen wird, Teilnehmer der 
Konvention zu werden.

Artikel 32

Diese Konvention bedarf der Ratifikation. Die Ratifika­
tionsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten 
Nationen hinterlegt.

Artikel 33

Diese Konvention steht jedem Staat zum Beitritt offen, der 
zu einer der in Artikel 31 genannten Kategorien gehört. Die 
Beitrittsurkunden werden beim Generalsekretär der Verein­
ten Nationen hinterlegt.

Artikel 34

1. Diese Konvention tritt am dreißigsten Tage nach dem 
Tage der Hinterlegung der zweiundzwanzigsten Ratifi- 
kations- oder Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der 
Vereinten Nationen in Kraft.

2. Für jeden Staat, der die Konvention nach der Hinter­
legung der zweiundzwanzigsten Ratifikations- oder Bei­
trittsurkunde ratifiziert oder ihr beitritt, tritt die Kon­
vention am dreißigsten Tage nach der Hinterlegung seiner 
Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.

Artikel 35

1. Nach Ablauf von fünf Jahren, vom Tage des Inkraft­
tretens dieser Konvention an gerechnet, kann jede der 
Vertragsparteien jederzeit durch eine an den General­
sekretär der Vereinten Nationen gerichtete schriftliche 
Erklärung die Revision dieser Konvention beantragen.

2. Die Vollversammlung der Vereinten Nationen entschei­
det über die bezüglich eines solchen Antrages gegebenen­
falls zu ergreifenden Schritte.

Artikel 36

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen setzt alle Mit­
gliedstaaten der Vereinten Nationen und alle anderen in 
Artikel 31 genannten Staaten in Kenntnis von:

a) jeder Unterzeichnung dieser Konvention und Hinter­
legung von Ratifikations- oder Beitrittsurkunden gemäß 
Artikel 31, 32 und 33;

b) dem Tage, an dem diese Konvention gemäß Artikel 34 
in Kraft tritt;

c) Revisionsanträgen gemäß Artikel 35.

Artikel 37

Die Urschrift dieser Konvention, deren chinesischer, eng­
lischer, französischer, russischer und spanischer Text gleicher­
maßen authentisch ist, wird beim Generalsekretär der Ver­
einten Nationen hinterlegt, der allen in Artikel 31 genannten 
Staaten eine beglaubigte Abschrift übermittelt.

Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten, von ihren 
Regierungen hierzu gehörig bevollmächtigten Vertreter diese 
Konvention mit ihrer Unterschrift versehen.

Geschehen zu Genf am neunundzwanzigsten April neun­
zehnhundertachtundfünfzig.


